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Die Grenzen Deutschlands umfassen rund 
357.580 km2 Land- und Wasserflächen. Mit 
rund 182.637 km2 steht gut die Hälfte des 
deutschen Bodens (51,1  %) der Landwirt-
schaft zur Verfügung. Das geht aus den Zah-
len des Statistischen Bundesamtes hervor. 
Wälder nehmen mit 106.170 km2 (29,7 %) 
die zweitgrößte Fläche ein. Die sogenann-
te Siedlungs- und Verkehrsfläche umfasst 

50.799 km2, was einem Anteil 
von rund 14 % der Gesamt-
fläche entspricht. Sie umfasst 
sowohl Gebäude-, Betriebs-, 
Erholungs- und Verkehrs-
flächen als auch Friedhöfe. 
Von Anfang 2014 bis Anfang 
2017 hat sie durchschnittlich 
um 61,5 Hektar pro Tag zu-
genommen. Die Bundesre-
gierung hat sich im Rahmen 
der Nachhaltigkeitsstrategie 
zum Ziel gesetzt, die weite-
re Ausdehnung dieser Fläche 

bis zum Jahr 2030 auf unter 30 Hektar pro 
Tag zu senken. Direkte Umweltfolgen des Zu-
wachses der Verkehrs- und Siedlungsfläche 
sind zum Beispiel der Verlust der natürlichen 
Bodenfunktionen durch Versiegelung und der 
Verlust naturnaher Flächen mit ihrer Bio
diversität. 
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Ein landwirtschaftlicher (Eigentums-)Betrieb 
wird mit der Übertragung sämtlicher land-
wirtschaftlicher Nutzflächen aufgegeben. 
Das Verpächterwahlrecht setzt auch bei den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
voraus, dass die wesentlichen, dem Betrieb 
das Gepräge gebenden Wirtschaftsgüter 
mitverpachtet werden. Daran fehlt es, wenn 
eine Mitunternehmerschaft nach Aufgabe 
ihres land- und forstwirtschaftlichen Ver-
pachtungsbetriebs ihre wesentlichen Be-
triebsgrundlagen (Grundstücke) den Mit-
unternehmern jeweils zu Alleineigentum 
überträgt – so der BFH in seinem Urteil vom 
17.5.2018 – VI R 66/15.

Die Großeltern des Klägers (ES und WS) 
übertrugen ihren land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb im Mai 1954 auf ihre Toch-
ter KH. Sie behielten jedoch verschiedene 
Grundstücke des Betriebsvermögens (u.a. 
Flurstück 11) zurück. Nach dem Tod ih-
res Ehemanns verstarb auch ES im März 
1979. Beide Töchter (KH und EH) waren zu 
gleichen Teilen als Erbe eingesetzt. Ferner 
vermachte sie den Miterben jeweils zwei 
Teilflächen des Flurstücks 11. Als EH 1981 
starb, war ihr Sohn Alleinerbe, sodass er in 
die Erbengemeinschaft nach ES eintrat.

Das Flurstück 11 wurde in der Folgezeit in 
die Flurstücke 11/3 und 11/4 zerlegt. Der 
Kläger wurde Alleineigentümer des Flur-
stücks 11/4, das im Streitjahr 1999 in ein 
Baulandumlegungsverfahren einbezogen 
wurde, bei dem er sechs Bauplätze zu Al-
leineigentum sowie Miteigentumsanteile 
an Ausgleichsflächen erhielt. Das Finanz-
amt stellte neben laufenden Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft (500 DM) Veräu-
ßerungsgewinne in Höhe von 477.000 DM 
fest. Begründung: Das Flurstück 11/4 habe 
einen verpachteten land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb des Klägers dargestellt. 
Mit dem Untergang des Flurstücks und der 
Zuteilung der Bauplätze im Streitjahr liege 
eine Zwangsbetriebsaufgabe vor.

Das Finanzgericht gab nach erfolglosem Vor- 

verfahren der Klage statt. Der BFH wies die 
Revision  des Finanzamts zurück und bestä-
tigte, dass das Flurstück 11/4 im Streitjahr 
nicht zu einem land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebsvermögen des Klägers gehörte 
und somit auch die Flurstücke, die der Klä-
ger im Rahmen des Umlegungsverfahrens 
zum Ausgleich erhalten hatte, kein Betriebs-
vermögen des Klägers darstellten.

Die Erbengemeinschaft hatte ihren land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb nicht be-
reits im Jahr 1981 aufgegeben. Zwar über-
trug die Erbengemeinschaft mit Ausnahme 
des Flurstücks 11 sämtliche, bisher in ih-
rem Betriebsvermögen gehaltenen Grund-
stücke auf KH zu Alleineigentum. Damit 
hatte die Erbengemeinschaft ihre betrieb-
liche Tätigkeit jedoch noch nicht einge-
stellt. Denn sie verpachtete weiterhin das 
Flurstück 11. Die Betriebsvermögensei-
genschaft des Flurstücks 11 setzte sich im 
Wege der Surrogation an den aus der Zer-
legung des Flurstücks hervorgegangenen 
Flurstücken 11/3 und 11/4 fort. Hierdurch 
entstanden bei der Erbengemeinschaft al-
lerdings nicht zwei Betriebe und auch nicht 
zwei Teilbetriebe.

Die Erbengemeinschaft hatte ihren Betrieb 
aber mit der Übereignung der Flurstücke 
11/3 und 11/4 an KH und den Kläger auf-
gegeben. Ein landwirtschaftlicher Betrieb 
wird aufgegeben, wenn die landwirtschaft-
lichen Flächen nach dem Tod des Betriebs-
inhabers auf die Erben aufgeteilt werden. 
Mit der Übertragung der Flurstücke 11/3 
und 11/4 wurde der landwirtschaftliche 
Betrieb der Erbengemeinschaft als selb-
ständiger Organismus des Wirtschaftsle-
bens aufgelöst.

Mit der Aufgabe des Betriebs der Erbenge-
meinschaft hatten die landwirtschaftlichen 
Grundstücke ihre Eigenschaft als Betriebs-
vermögen verloren. Der Kläger hatte weder 
ein Verpächterwahlrecht noch führten die 
Grundsätze der Realteilung im Streitfall zur 
Annahme von Betriebsvermögen.  

Verpächterwahlrecht bei Realteilung einer  
Mitunternehmerschaft

Übertragung land-
wirtschaftlicher 

Nutzflächen

Betriebsaufgabe erst 
bei Aufteilung und 

Übereignung des 
Flurstücks 11

Zwangs- 
betriebsaufgabe 

durch Umlegungs- 
verfahren?

Kein Verpächter-
wahlrecht
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Veranlassungs- 
zusammenhang  
bei Gesellschafter-
darlehen

Wann sind Schuld-
zinsen für Refinan-
zierungsdarlehen 
abzugsfähig?

Antrag auf  
Teileinkünfte- 
verfahren rettet 60 % 
der Schuldzinsen

Verzichtet ein Gesellschafter unter der auf-
lösenden Bedingung der Besserung der wirt-
schaftlichen Lage der Gesellschaft auf sein 
Gesellschafterdarlehen, sind bei ihm weiter-
hin anfallende Refinanzierungszinsen nicht 
mehr als Werbungskosten bei den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen abziehbar. Das hat 
der BFH mit Urteil vom 24.10.2017 – VIII R 
19/16 entschieden. 

Der Verzicht des Gesellschafters  auf ein Ge-
sellschafterdarlehen kann bis zum Eintritt 
des Besserungsfalls zu einem Wechsel des 
Veranlassungszusammenhangs der Aufwen-
dungen hin zu den Beteiligungserträgen gem. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG führen; Folge: Die durch 
Beteiligungserträge veranlassten Refinanzie-
rungszinsen sind nur auf Antrag zu 60 % als 
Werbungskosten abziehbar.

Im Streitfall hatten die Kläger seit 1977 
mehrere verzinsliche Gesellschafterdarlehen 
gewährt, die zum größten Teil bei Banken 
refinanziert waren. Die Schuldzinsen für das 
Refinanzierungsdarlehen sind grundsätzlich 
als Werbungskosten durch die Erträge aus 
dem Gesellschafterdarlehen veranlasst. 
Dies gilt (so der BFH) auch dann, wenn die 
GmbH die geschuldeten Zins- und Tilgungs-
zahlungen aus dem Gesellschafterdarlehen 
nicht aufbringen kann.

Im Jahr 2000 hatten die Kläger ein Refinan-
zierungsdarlehen aufgenommen, im Jahr 
2004 jedoch auf Zinsen und Tilgung gegen 
Besserungsabrede verzichtet. In den Streit-
jahren 2009 und 2010 waren die Vorausset-
zungen der Besserungsabrede nicht erfüllt. 

In den ESt-Erklärungen 2009 und 2010 wur-
de ein Werbungskostenüberschuss bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen erklärt. 
Ein Antrag auf Besteuerung nach dem Teil
einkünfteverfahren für Beteiligungserträ-
ge der GmbH gem. § 32d i.V.m. § 3 Nr. 40 
EStG wurde nicht gestellt. Soweit die Klä-
ger auf Zins- und Rückzahlungsansprüche 
verzichtet hatten, verneinte das Finanzamt 
die Einkünfteerzielungsabsicht und versagte 

die Berücksichtigung der Schuldzinsen. Ein-
spruch und Klage blieben erfolglos. Der BFH 
hielt die Revision für begründet, hob die Ent-
scheidung der Vorinstanz auf und wies die 
Sache an das FG  zurück.

Verzichtet ein Gesellschafter auf sein Gesell-
schafterdarlehen gegen Besserungsschein, 
kann dies für Schuldzinsen bis zum Eintritt 
des Besserungsfalls zu einem Wechsel des 
Veranlassungszusammenhangs führen – weg 
von den Kapitalerträgen aus dem Gesell-
schafterdarlehen hin zu den Beteiligungser-
trägen. Dies hat zur Folge, dass die Schuld-
zinsen aus dem Refinanzierungsdarlehen 
nunmehr einem Werbungskostenabzugsver-
bot unterliegen. 

Um wenigstens 60 % der Refinanzierungs-
zinsen abziehen zu können, muss der Ge-
sellschafter spätestens mit Abgabe der Ein-
kommensteuererklärung für das Jahr des 
Forderungsverzichts die Anwendung des sog. 
Teileinkünfteverfahrens für die Dividenden 
aus der Kapitalgesellschaft und die damit im 
Zusammenhang stehenden Werbungskosten 
beantragen, was im Streitfall nicht erfolgt 
war. 

Dagegen war der Werbungskostenabzug hin-
sichtlich der Zinsen aus der Refinanzierung 
der Darlehen zulässig, auf die der Gesell-
schafter nicht verzichtet hatte, ohne dass es 
dabei auf entgegen der vertraglichen Ver-
einbarungen nicht geleistete Zinszahlungen 
seitens der GmbH ankam. Insoweit muss das 
FG noch weitere Feststellungen treffen.

Ein unter einer aufschiebenden Bedingung 
ausgesprochener Rangrücktritt gegen ei-
nen Besserungsschein sowie der Eintritt des 
Besserungsfalls lösen jeweils einen Wechsel 
des Veranlassungszusammenhangs aus. Bis 
zur Erklärung des Rangrücktritts gelten die 
Grundsätze für refinanzierte Darlehen, da-
nach diejenigen für refinanzierte Stammein-
lagen bis zum Eintritt des Besserungsfalls, 
anschließend wiederum diejenigen für refi-
nanzierte Darlehen.  

Abzug von Refinanzierungszinsen für notleidende 
GesellschafterdarlehenR



ST
E

U
E

R
- 

U
N

D
 W

IR
T

SC
H

A
F

T
SN

A
C

H
R

IC
H

T
E

N

4 Heft 1/2019

Bonuszahlungen als 
Beitragsrück- 

erstattung

Mitgliedschaft im 
Fitnessstudio

Nutzungsvertrag

Einrichtung eines 
Ökokontos

Keine Verteilung  
der Zahlung auf  

25 Jahre

Ertragsteuerliche Behandlung der Einnahmen  
für AusgleichsflächenR

Das Finanzgericht  Münster (FG) hat mit 
Urteil vom 13.6.2018 – 7 K 1392/17 E ent-
schieden, dass Bonuszahlungen einer Kran-
kenversicherung als Beitragsrückerstattun-
gen den Sonderausgabenabzug jedenfalls 
dann mindern, wenn die Zahlungen ohne 
Nachweis von gesundheitsbezogenen Auf-
wendungen erbracht werden.

Vorliegend erhielten die Kläger im Streit-
jahr 2015 Bonuszahlungen aus einem Bo-
nusprogramm ihrer Krankenkasse, die sich 
jeweils aus einem Sofortbonus (50 Euro) 
und einem Vorsorgebonus (100 Euro)  
zusammensetzten. Voraussetzung dafür 
waren Maßnahmen aus einem Bonuspro-
gramm der Krankenkasse wie beispiels-
weise Nichtraucherschutz, Impfschutz oder 
Zahnvorsorge. Für bestimmte sportliche 
Maßnahmen (z. B. Mitgliedschaft in einem 
Fitnessstudio) gewährte die Krankenkasse 
einen Sportbonus in Höhe von 75 Euro, den 

die Kläger im Streitjahr jedoch nicht erhiel-
ten. Das Finanzamt sah die Bonuszahlungen 
als Beitragsrückerstattungen und minderte 
den Sonderausgabenabzug der Kläger für 
das Jahr 2015 um insgesamt 300 Euro. Das 
FG folgte der Auffassung des Finanzamtes. 
Nach Auffassung des FG war der Sonder-
ausgabenabzug um 300 Euro zu mindern, 
da die Kläger in dieser Höhe nicht endgültig 
wirtschaftlich belastet waren. Es handele 
sich nicht um die Erstattung von Gesund-
heitsaufwendungen. Die Kläger hätten zwar 
Zahlungen für die Mitgliedschaft in einem 
Fitnessstudio geleistet. Die Bonuszahlun-
gen stünden jedoch damit nicht in einem 
Zusammenhang, weil die Mitgliedschaft in 
einem Fitnessstudio nicht Voraussetzung 
für die Gewährung der Boni sei. Ob und in 
welchem Umfang die Kläger andere Auf-
wendungen zur Erfüllung der Bonuszahlun-
gen getragen haben, hätten sie nicht nach-
gewiesen.  

Bonuszahlungen einer Krankenversicherung

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschie-
den, dass Einkünfte gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 6, § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG derjenige 
erzielt, der einem anderen zeitlich begrenzt 
unbewegliches Vermögen oder Rechte, die 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
über Grundstücke unterliegen, gegen Ent-
gelt zum Gebrauch oder zur Nutzung über-
lässt (BFH vom 20.7.2018 – IX R 3/18).

Der Kläger erzielte im Streitjahr 2012 u.a. 
Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit. 
Im November 2011 erwarb er ein Grund-
stück, das als Landwirtschaftsfläche ausge-
wiesen war. Er verpachtete dieses Grund-
stück für sieben Jahre ab Januar 2012; der 
Pachtzins für das Jahr 2012 betrug 700 
Euro. In dem Vertrag war festgelegt, dass 
der Pächter Grunddienstbarkeiten und be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten so-
wie Rechte des Verpächters oder Dritter 
dulden musste. Der Pächter hatte die Pacht-

sache im Übrigen extensiv zu bewirtschaf-
ten. Im Januar 2012 schloss der Kläger mit 
der X-GmbH als Nutzungsberechtigte einen 
Nutzungsvertrag über Ausgleichsflächen 
bezogen auf dieses Grundstück.

Die Untere Naturschutzbehörde erkannte 
die Einrichtung eines Ökokontos an. Der 
Kläger erhielt hierfür insgesamt 70.000 
Euro – als erste Rate 35.000 Euro im Jahr 
2012, die zweite Rate war erst 2014 zu zah-
len. Das Finanzamt besteuerte diese 35.000 
Euro im Zuflussjahr, sodass der Kläger an-
stelle von 3.800 Euro mehr als  16.000 Euro 
an Einkommensteuer zu zahlen hatte. Der 
BFH folgte der Auffassung der Finanzver-
waltung, weil eine Verteilung der (Teil-)Zah-
lung in Höhe von 35.000 Euro auf 25 Jahre 
nach § 11 Abs. 1 Satz 3 EStG nicht infrage 
kam, da ein (konkreter) Zeitraum von mehr 
als fünf Jahren vorliegend weder bestimmt 
noch bestimmbar war.  

R
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Das Finanzgericht Köln (FG) hat in seinem 
Urteil vom 14.6.2018  – 15 K 271/16 ent-
schieden, dass ein Eingabefehler eine offen-
bare Unrichtigkeit darstellt, auch wenn die-
ser Fehler von mehreren Mitarbeitern des 
Finanzamtes trotz Prüfung der Unterlagen 
übersehen wurde.

Im Streitjahr veräußerte der Kläger einen 
Gesellschaftsanteil, den er in seinem Pri-
vatvermögen hielt,  zu einem Preis in Höhe 
von 138.000 Euro. Dabei erzielte er einen 
steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn, der 
vom Steuerberater des Klägers im Rahmen 
der Einkommensteuererklärung 2011 auch 
angegeben wurde. Der Mitarbeiter des Fi-
nanzamts sah die Berechnung als stimmig 
an, nahm jedoch eine fehlerhafte Eingabe 
in der EDV vor, sodass sich ein steuerpflich-
tiger Veräußerungsgewinn von Null ergab. 

Im weiteren Verfahren beim Finanzamt fiel 
dieser Fehler auch zwei weiteren Mitar-
beitern bei Prüfungen nicht auf. Der Fehler 
wurde erst bei einer Betriebsprüfung bei 
der GmbH erkannt mit der Folge, dass die 
Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 
2011 nach § 129 Abgabenordnung (AO – 
Offenbare Unrichtigkeiten beim Erlass ei-
nes Verwaltungsakts) geändert wurde. Der 
Kläger wehrte sich sowohl beim Finanzamt 
als auch vor dem FG erfolglos gegen diese 
Änderung der Steuerfestsetzung.

Gemäß §  129 AO könne das Finanzamt 
Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten, die beim Erlass 
eines Verwaltungsakts unterlaufen sind, je-
derzeit berichtigen. 

„Ähnliche offenbare Unrichtigkeiten“ sind 
einem Schreib- oder Rechenfehler ähnliche 
mechanische Versehen. Sie können nach 
den Ausführungen des FG beispielsweise 
bei Eingabe- oder Übertragungsfehlern vor-
liegen. So können Fehler bei Eintragungen 
in Eingabewertbögen für die automatische 
Datenverarbeitung als rein mechanische 
Versehen ähnliche offenbare Unrichtigkei-

ten sein, etwa bei einem unbeabsichtigten, 
unrichtigen Ausfüllen des Eingabebogens 
oder bei Irrtümern über den tatsächlichen 
Ablauf des maschinellen Verfahrens bzw. 
bei der Nichtbeachtung der für das ma-
schinelle Veranlagungsverfahren geltenden 
Dienstanweisung, bei Verwendung falscher 
Schlüsselzahlen oder beim Übersehen not-
wendiger Eintragungen. Nicht unter § 129 
AO fallen jedoch – in Abgrenzung zu „me-
chanischen“ Fehlern  – Rechtsirrtümer, 
Denkfehler, unrichtige Tatsachenwürdigung, 
die unzutreffende Annahme eines in Wirk-
lichkeit nicht vorliegenden Sachverhalts 
und Fehler, die auf mangelnder Sachauf-
klärung bzw. Nichtbeachtung feststehender 
Tatsachen beruhen.

Im vorliegenden Fall sei erkennbar, dass die 
Mitarbeiter des Finanzamts den Sachverhalt 
und die Rechtlage zutreffend gewürdigt 
haben. Es sei nur ein mechanischer Fehler 
bei der Eingabe unterlaufen, der zur Folge 
hatte, dass der Veräußerungsgewinn unzu-
treffend als steuerfrei in die Berechnung 
einbezogen worden sei. Die Prüfung durch 
weitere Mitarbeiter des Finanzamts habe 
nicht dazu geführt, dass diese falsche Ein-
gabe bemerkt wurde. Das mechanische Ver-
sehen stand im deutlichen Widerspruch zu 
dem in den Akten dokumentierten Willen. 

Es bestanden nach Überzeugung des Senats 
keine über eine theoretische Möglichkeit hi-
nausgehenden Anhaltspunkte für einen Feh-
ler der Finanzamtsmitarbeiter in der Rechts-
anwendung, Sachverhaltsermittlung oder 
Sachverhaltswürdigung. Ein Rechtsirrtum 
dahingehend, dass über das Teileinkünfte-
verfahren hinaus ein weiterer prozentualer 
oder absoluter „steuerfreier Gewinn“ be-
stand, war in keiner Weise erkennbar.

Das Finanzamt hatte demnach die Steuerver-
anlagung 2011 unter Berufung auf § 129 AO 
ändern dürfen.  

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof 
zugelassen (Aktenzeichen: IX R 23/18).  

Unrichtigkeit bei Eingabefehler

Fehler trotz Prüfung 
der Unterlagen

Mechanischer Fehler

Schreibfehler, 
Rechenfehler und 
ähnliche offenbare 
Unrichtigkeiten

Änderung der  
Veranlagung

R
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Eine finanzielle Eingliederung einer GmbH 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG) liegt nicht vor, wenn 
die Anteile an der GmbH einem (nicht mehr-
heitlich beteiligten) Gesellschafter der GbR 
gehören. Etwas anderes folgt auch nicht aus 
der Übergangsregelung im BMF-Schreiben 
vom 5.7.2011 (BStBl. I 2011, S.703) – so die 
Entscheidung des FG Schleswig-Holstein 
vom 17.5.2018 – 4 K 38/17

Die Beteiligten streiten darüber, ob zwi-
schen der Klägerin und der „A GbR“ ein 
umsatzsteuerliches Organschaftsverhältnis 
vorliegt und daher von der Klägerin ge-
tätigte Umsätze als Innenumsätze von der 
Umsatzbesteuerung auszunehmen sind.

Die Klägerin ist die ehemalige C-GmbH. 
Alleingesellschafterin war G. Die C-GmbH 
bildete zusammen mit der M-GmbH und der 
T-GmbH eine GbR, deren Zweck die gemein-
same Interessenvertretung im Hinblick auf 
die Leistungen innerhalb der Kooperation 
war. Gegenstand der Unternehmen waren 
Dienstleistungen im Bereich der Pflege und 
Betreuung pflegebedürftiger Menschen so-
wie ein mobiler Pflegedienst. G war zu ¹/³ 
(später zu 50 %) an der GbR beteiligt. Durch 
weitere Verträge wurden Leistungsbezie-
hungen zwischen der Klägerin und der GbR 
sowie zwischen der GbR und der M-GmbH 
und C-GmbH geknüpft. Die Klägerin er-
brachte Leistungen, welche formal über die 
GbR abgewickelt wurden.

Die C-GmbH ging von dem Vorliegen einer 
umsatzsteuerlichen Organschaft aus und 
setzte keine Umsatzsteuer bei den Vergü-
tungen an. Für die streitigen Veranlagungs-
zeiträume 2001 bis 2005 wurden von der 
Klägerin keine Umsatzsteuervoranmeldun-
gen und keine Umsatzsteuererklärungen 
eingereicht. Im Rahmen der ertragsteuerli-
chen Veranlagung der Klägerin für das Jahr 
2001 bat das Finanzamt mit Schreiben vom 
20.3.2003 unter Hinweis auf in der GuV ent-
haltene Vergütungen aus dem Geschäftsbe-
sorgungsvertrag um Mitteilung, inwieweit 
die Klägerin die Voraussetzungen einer 

Steuerbefreiung nach §  4 Nr. 16 Buchst. e 
UStG für gegeben hält. Mit Antwortschrei-
ben vom 9.5.2003 teilte die Klägervertrete-
rin mit, dass  – da unstreitig sei, dass die 
M-GmbH gem. § 4 Nr. 16 Buchs. e UStG be-
günstigte Leistungen erbringe  – aus dem 
Geschäftsbesorgungsvertrag eine Begüns-
tigung auch der klägerischen Umsätze aus 
§ 4 Nr. 16 Buchst. e UStG folge. 

Bei der Klägerin wurde eine Betriebsprü-
fung für die Veranlagungszeiträume 2001 
bis 2006 durchgeführt. Der Betriebsprüfer 
erkannte ein umsatzsteuerliches Organ-
schaftsverhältnis zwischen der Klägerin als 
Organgesellschaft und der GbR als Organ-
trägerin nicht an und unterwarf die Erlöse 
aus den Managementleistungen (Geschäfts-
besorgungsvertrag) dem Regelsteuersatz. 
Dagegen erhob die C-GmbH Klage vor dem 
Finanzgericht.

Das FG entschied, dass es für das Vorliegen 
einer Organschaft zwischen der Klägerin und 
der GbR an der dafür erforderlichen finanzi-
ellen Eingliederung mangele: Der Organträ-
ger muss über eine – hier fehlende – eigene 
Mehrheitsbeteiligung an der Organgesell-
schaft verfügen, die sich entweder aus einer 
unmittelbaren Beteiligung oder mittelbar aus 
einer über eine Tochtergesellschaft gehalte-
nen Beteiligung ergibt. Es reicht nicht aus, 
dass die Alleingesellschafterin der GmbH zu 
¹/³  (später 50 %) an der GbR beteiligt ist. 

Die mangelnde finanzielle Eingliederung 
kann auch nicht durch das BMF-Schreiben 
vom 5.7.2011 (a. a. O.) „geheilt“ werden. 
Danach kann für einen gewissen Zeitraum 
noch vom Vorliegen einer Organschaft aus-
gegangen werden, wenn sich die Anteile an 
der potentiellen Organtochter zwar nicht im 
Besitz der Personengesellschaft befinden, 
jedoch den Gesellschaftern der Personen-
gesellschaft selbst zustehen. Hierauf konnte 
sich die Klägerin bereits deshalb nicht beru-
fen, weil die Anteile an der Klägerin nur der 
G und nicht „den Gesellschaftern“ der GbR 
zustanden.  

Umsatzsteuerliche Organschaft zwischen  
GmbH und GbRR

Finanzielle  
Eingliederung?

Ergebnis der  
Betriebsprüfung

Alleingesellschafter 
der GmbH: an GbR 
nur zu ¹/³  beteiligt

BMF-Schreiben vom 
5.7.2011: „Heilung“?
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Zur Bewertung eines Erbbauzinsanspruchs 
bei der Grunderwerbsteuer hat der BFH mit 
Beschluss vom 29.8.2018  – II B 9/10 ent-
schieden: Bei Erwerb eines mit einem Erb-
bauzinsanspruch verbundenen Grundstücks 
unterliegt nur der Teil des Kaufpreises der 
Grunderwerbsteuer, der nach Abzug des Kapi-
talwerts des Erbbauzinsanspruchs verbleibt. 
Die Bewertung dieses Erbbauzinsanspruchs 
richtet sich nach § 13 Abs. 1 BewG. Der Jah-
reswert richtet sich nach dem zivilrechtlichen 
Anspruch auf den Erbbauzins, wie er zum Be-
urteilungsstichtag tatsächlich besteht. 

Die Beschwerdeführerin (Klägerin) war Erb-
bauberechtigte an einem mit einer Miet-
wohnanlage bebauten Grundstück. Das Erb- 
baurecht war 1975 auf die Dauer von 99 Jah-
ren eingetragen worden. Der Erbbauzins be-
trug jährlich rund 24.000 Euro, später rund 
30.000 Euro. Nach dem Erbbaurechtsvertrag 
konnte bei einer wesentlichen Veränderung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse eine An-
passung des Erbbauzinses verlangt werden.

Die Klägerin erwarb das Grundstück zu ei-
nem Kaufpreis von 1.164.290 Euro. Das Fi-
nanzamt setzte die Grunderwerbsteuer mit 
einem Steuersatz von 6 % auf 69.857 Euro 
fest. Im Einspruchsverfahren reduzierte es 
die Bemessungsgrundlage auf 621.580 Euro 
und die Grunderwerbsteuerfestsetzung auf 
37.294 Euro. Dafür hatte es von dem Kauf-
preis den auf die Restlaufzeit kapitalisierten 
Erbbauzins von 542.710 Euro abgezogen. 

Die Klägerin legte Klage ein und berief sich 
darauf, dass eine vertragsgemäße Anpas-
sung des Erbbauzinses an den Lebenshal-
tungskostenindex zu einem Erbbauzins zum 
Wertermittlungsstichtag 1.1.2016 in Höhe 
von jährlich 59.199,92 Euro führe. 

Das FG wies die Klage ab, da der Anspruch 
auf den Erbbauzins nach § 13 Abs. 1 BewG 
zu bewerten sei. Der BFH hält die Beschwer-
de für unbegründet, da die Rechtssache kei-
ne grundsätzliche Bedeutung aufweist, weil 
die Rechtsfragen nach den gesetzlichen Vor-

schriften sowie der einschlägigen höchst-
richterlichen Rechtsprechung entweder ein-
deutig zu beantworten oder aber Fragen der 
Sachverhaltswürdigung im Einzelfall sind. 

Der BFH hat grundlegend entschieden, dass 
bei Erwerb eines mit einem Erbbauzinsan-
spruch verbundenen Grundstücks nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
GrEStG nur der Teil des Kaufpreises der 
Grunderwerbsteuer unterliegt, der nach 
Abzug des Kapitalwerts des Erbbauzins-
anspruchs verbleibt. Dieser Kapitalwert ist 
grundsätzlich nach §  13 Abs. 1 BewG zu 
ermitteln. Der Erbbauzinsanspruch ist eine 
auf bestimmte Zeit beschränkte wiederkeh-
rende Leistung. Folglich ist nach § 13 Abs. 
1 BewG der Jahreswert nach Maßgabe von 
Anlage 9a zum BewG zu vervielfachen. 

Haben die Vertragsparteien bei Begründung 
des Erbbauzinsanspruchs mit Rücksicht auf 
künftige Entwicklungen über Wertsicherungs-
klauseln o.ä. Änderungen der Höhe nach vor-
gesehen, so ändert sich die Anspruchshöhe 
genau dann, wenn die jeweiligen vertraglich 
bestimmten Voraussetzungen eingetreten 
sind. Automatische Gleitklauseln, die für 
schuldrechtliche Ansprüche und nach §  9 
Abs. 1 Satz 1 ErbbauRG i.V.m. § 1105 Abs. 1 
Satz 2 BGB auch für dingliche Rechte zuläs-
sig sind, bewirken die Anpassung der An-
spruchshöhe bei Vorliegen entsprechender 
sachlicher Voraussetzungen ohne Zutun der 
Parteien. Nicht entscheidend ist, in welcher 
Höhe ein Erbbauzins tatsächlich gezahlt 
wurde. Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 BewG kann 
ein geringerer oder höherer Wert nicht auf 
einen Zinssatz gestützt werden, der von dem 
dieser Anlage zugrunde liegenden Zinssatz 
von 5,5 % abweicht. 

Die Indexierung des Anspruchs erlaubt es 
schließlich auch nicht, nach §  13 Abs. 3 
BewG vorzugehen. Danach ist der nachge-
wiesene gemeine Wert zugrunde zu legen, 
wenn der gemeine Wert der gesamten Nut-
zungen oder Leistungen nachweislich gerin-
ger oder höher ist.  

Bewertung Erbbauzins für GrunderwerbsteuerR
Zur Bewertung  
eines Erbbauzins- 
anspruchs

Kaufpreis, der 
nach Abzug des 
Kapitalwerts 
des Erbbauzins
anspruchs verbleibt

Sind die vertraglich 
bestimmten  
Voraussetzungen 
eingetreten?

Indexierung des 
Anspruchs
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8 Heft 1/2019

Das FG Köln hat mit Urteil vom 19.6.2018 – 
4 K 3583/13 entschieden: Die Überlassung 
von Ackerflächen an Dritte zum Abbau von 
Bodenschätzen mit der zukünftigen Zweck-
bestimmung, die landwirtschaftliche Nut-
zung auf den rekultivierten Flächen fortzu-
setzen, führt nicht dazu, dass die Flächen 
fortan als Grundvermögen zu bewerten sind. 
Vielmehr ist ein vorübergehend zum Abbau 
eines grundeigenen oder nicht den Regelun-
gen des BBergG unterliegenden Bodenschat-
zes an einen Pächter überlassenes land- und 
forstwirtschaftlich genutztes Grundstück in 
der Zeit des Abbaus als land- und forstwirt-
schaftliches Vermögen zu bewerten, wenn 
die Verpflichtung zu dessen Rückgabe in re-
kultiviertem Zustand besteht. 

Es ging um die Streitfrage, ob land- und forst-
wirtschaftliche Flächen, die einem gewerbli-
chen Pächter zur Hebung der Bodenschätze 
mit der Verpflichtung zur Rückgabe in rekul-
tiviertem Zustand verpachtet werden, wei-
terhin zum land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen gehören oder als Grundvermögen 
zu bewerten sind (Revision beim BFH unter II 
R 28/18). Im Falle der Zuordnung zum Grund-
vermögen ist weiterhin streitig, mit welchem 
Bodenwert ausgekieste, noch nicht rekulti-
vierte Flächen anzusetzen sind.

Die Klägerin, Inhaberin eines Betriebes der 
Land- und Forstwirtschaft, hatte ein Grund-
stück vorübergehend einem gewerblich tä-
tigen Fremdunternehmer zum Abbau von 
Kies, Sand und sonstigen verwertbaren Ma-
terialien überlassen. Das Recht zur Ausbeu-
te sollte mit der Erteilung der Genehmigung 
beginnen und nach restloser Auskiesung 
und Rekultivierung, spätestens jedoch nach 
30 Jahren, enden. Nach der von der Pächte-
rin durchzuführenden Rekultivierung sollten 
die Grundflächen wieder vom Verpächter 
landwirtschaftlich genutzt werden.

Das Finanzamt stellte für diesen Grundbesitz 
die Grundstücksart „unbebautes Grundstück“  
und einen Einheitswert von 251.300 DM fest. 
Mit den hiergegen gerichteten Einsprüchen 

trug die Klägerin unter Hinweis auf das BFH-
Urteil vom 9.4.2008 – II R 24/06 vor, dass die 
Grundstücksflächen trotz der vorübergehen-
den Nutzung zum Abbau von Bodenschätzen 
nach wie vor dauernd dazu bestimmt seien, 
dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
zu dienen. In der Klage machte die Kläge-
rin zudem geltend, dass die Unterscheidung 
zwischen land- und forstwirtschaftlichem Ver-
mögen einerseits und Grundvermögen ande-
rerseits nicht danach vorgenommen werden 
könne, ob Abbauland die Voraussetzungen 
des § 43 Abs. 1 BewG erfülle. Das Finanzamt 
hielt an seiner Einspruchsentscheidung fest, 
dass für die Bestimmung der Vermögensart 
von Grundstücken zwischen dem Abbau berg-
freier und grundeigener Bodenschätze für ge-
werbliche Zwecke zu unterscheiden sei. 

Das FG Köln hielt die Klage für begründet und 
die Einheitswertfeststellungen für rechtswid-
rig. 

Die vorübergehend zum Abbau von Boden-
schätzen genutzten Grundflächen waren 
weiterhin dem land- und forstwirtschaftli-
chen Vermögen der Klägerin zuzuordnen. 
Grund und Boden, der auf bestimmte oder 
unbestimmte Zeit nicht land- und forstwirt-
schaftlich genutzt wird, gehört dennoch 
zum land- und forstwirtschaftlichen Vermö-
gen, solange er keine andere Zweckbestim-
mung erhalten hat (BFH vom 9.4.2008 – II 
R 24/06). Sind hingegen Grundflächen nicht 
mehr dauerhaft dazu bestimmt, einem land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb zu dienen, 
so scheiden sie aus dem land- und forstwirt-
schaftlichen Vermögen aus (BFH-Urteil vom 
13.8.1996 – II R 41/94). 

Soweit das Finanzamt demgegenüber aus 
dem Hinweis des BFH auf die Regelungen 
der §§  77 ff. BBergG Besonderheiten ablei-
ten wollte, die die Zuordnung zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen auf den Fall 
der Überlassung eines Grundstücks zum Ab-
bau bergfreier Bodenschätze beschränken 
sollen, vermochte der Senat dem nicht zu 
folgen.  

Einheitsbewertung bei Ackerflächen mit KiesabbauR
Vorübergehende 

Überlassung einer 
Ackerfläche 

Die Flächen  
zum Abbau von 
Bodenschätzen

Keine andere  
Zweckbestimmung

Regelungen der  
§§ 77 ff. BBergG 

führen zu keinem 
anderen Ergebnis
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Bei dem der Entscheidung des Finanzge-
richts Münster (FG) vom 5.9.2018  – 7 K 
1694/17 F zugrunde liegenden Sachverhalt 
stritten sich die Beteiligten darüber, ob der 
Gewinn aus der Veräußerung eines Grund-
stücks zu Einkünften aus Land- und Forst-
wirtschaft führte.

Auf Anfrage des Finanzamtes, ob es sich bei 
dem im Jahr 2015 veräußerten Grundstück 
(Größe 8.472 m²) um land- und forstwirt-
schaftliches Betriebsvermögen handele, 
teilten die Kläger mit, dass der Verkaufser-
lös als Privateinnahmen zu behandeln sei, 
da das Grundstück weder von der Erbenge-
meinschaft noch von deren Rechtsvorgänger 
selbst landwirtschaftlich genutzt worden sei.

Der Großvater habe nebenberuflich Landwirt-
schaft auf dem Grundstück betrieben, die je-
doch mit seinem Tod im Jahr 1937 eingestellt 
worden sei. Die Zerschlagung des Betriebs 
1937 habe zu einer Betriebsaufgabe geführt. 
Auf dem veräußerten Grundstück, das 2 km 
vom Wohnhaus der Familie entfernt liege, 
habe es zu keinem Zeitpunkt Wirtschafts-
gebäude gegeben. Andere Grundstücke mit 
landwirtschaftlichen Hofstellen oder Wirt-
schaftsgebäuden habe die Familie niemals 
besessen. Eine Bewirtschaftung habe jedoch 
durch die Familie H. stattgefunden, deren 
Hofstelle in unmittelbarer Nähe des Grund-
stücks liege. Da es sich hierbei um Verwandte 
handele, seien bis 2005 nur mündliche und 
erst ab diesem Zeitpunkt ein schriftlicher Ver-
trag geschlossen worden. Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung seien ebensowe-
nig erklärt worden wie eine Betriebsaufgabe.

Das Finanzamt erließ einen Steuerbescheid 
mit festgestelltem Veräußerungsgewinn aus 
Land- und Forstwirtschaft. Die Kläger wehr-
ten sich dagegen und trugen ergänzend 
vor, dass sie zwar einen Beweis der Nicht-
bewirtschaftung des Grundstücks durch ih-
ren Vater/Schwiegervater in den Jahren von 
1937-1945 nicht erbringen könnten. Aus 
den Umständen ergebe sich aber, dass eine 
Bewirtschaftung nicht möglich gewesen sei. 

Der Vater sei wegen einer Erkrankung so 
stark körperbehindert gewesen, dass er aus 
diesem Grund weder Landwirtschaft habe 
betreiben noch Soldat sein können. Auch 
die Kläger selbst litten heute ebenfalls akut 
unter dieser Krankheit. 

Das FG entschied, dass das Finanzamt den 
Gewinn aus der Veräußerung des Grund-
stücks zu Unrecht als Veräußerungsgewinn 
eines land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebs festgestellt habe, denn zum Zeitpunkt 
der Veräußerung stellte das Grundstück 
Privatvermögen dar. Ein Eigentumsbetrieb, 
dessen Grundlage der eigene Grund und Bo-
den ist, erfordere weder eine Mindestgröße 
noch eine Hofstelle oder einen vollen Besatz 
an Betriebsmitteln; denn Landwirtschaft kön-
ne auch auf Stückländereien betrieben wer-
den. Demgegenüber liege kein Betrieb der 
Land- und Forstwirtschaft vor, wenn wegen 
einer sehr geringen Nutzfläche nur solche 
Erträge erzielt werden könnten, wie sie ein 
privater Gartenbesitzer in der Regel für Ei-
genbedarfszwecke erziele.

Es sei davon auszugehen, dass der vom Groß-
vater der Kläger geführte landwirtschaftliche 
Betrieb durch dessen Tod im Jahr 1937 zer-
schlagen wurde. Es seien keinerlei Anhalts-
punkte dafür ersichtlich, dass das von dessen 
Sohn erworbene Grundstück für sich allein 
einen selbstständigen landwirtschaftlichen 
(Teil-)Betrieb darstellte. Allein die Größe von 
ca. 8.700 m² reiche hierfür nicht aus. 

Weitere Anhaltspunkte für eine Eigenbewirt-
schaftung des Grundstücks durch den Vater 
der Kläger oder die Kläger selbst lagen nicht 
vor. Ein Anscheinsbeweis dahingehend, dass 
das Grundstück in den Kriegsjahren zumin-
dest „im Auftrag“ oder „im Namen“ des 
Rechtsvorgängers der Kläger bewirtschaf-
tet worden sein soll, existierte nicht. Es war 
unwahrscheinlich, dass Ackerland in dieser 
Zeit nicht genutzt wurde. Dies bedeutete 
aber nicht zwangsläufig, dass der Vater der 
Kläger landwirtschaftliches Betriebsvermö-
gen begründet hatte.  

Feststellungslast für das Vorliegen eines  
landwirtschaftlichen BetriebsR

Der Veräußerungs- 
gewinn

Landwirtschaft auf 
Stückländereien

Keine Anhaltspunkte 
für landwirt- 
schaftlichen Betrieb

Kein Anscheins
beweis
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Schuldzinsenabzug nach Verkauf der ImmobilieR

Absagen von Kollegen anlässlich einer Be-
triebsveranstaltung (hier: Weihnachtsfeier) 
gehen steuerrechtlich nicht zu Lasten der 
tatsächlich Feiernden. Dies hat das Finanzge-
richt Köln mit seinem Urteil vom 27.6.2018 – 
3 K 870/17 entschieden.

Die Klägerin plante Ende des Jahres 2016 die 
Durchführung eines gemeinsamen Kochkur-
ses als Weihnachtsfeier, bei dem jeder Teil-
nehmer unbegrenzt Speisen und Getränke 
verzehren durfte. Von den ursprünglich ange-
meldeten 27 Arbeitnehmern sagten zwei Ar-
beitnehmer kurzfristig ab. Dies führte jedoch 
nicht zu einer Reduzierung der bereits veran-
schlagten Kosten durch den Veranstalter.

Die Klägerin berechnete im Rahmen der Lohn-
versteuerung die Zuwendung an die einzelnen 
Arbeitnehmer, indem sie die ursprünglich an-
gemeldeten 27 Arbeitnehmer berücksichtig-
te. Demgegenüber verlangte das Finanzamt, 

dass auf die tatsächlich teilnehmenden 25 
Arbeitnehmer abzustellen sei, was zu einem 
höher zu versteuernden Betrag je Arbeitneh-
mer führte.

Das FG führte in seinen Entscheidungsgrün-
den aus, dass es nicht nachvollziehbar sei, 
weshalb den Feiernden die vergeblichen 
Aufwendungen des Arbeitgebers für sog. 
„No-Shows“ zuzurechnen seien. Dies gelte 
im vorliegenden Fall gerade deshalb, weil die 
Feiernden keinen Vorteil durch die Absage ih-
rer beiden Kollegen gehabt hätten, da jeder 
Teilnehmer ohnehin unbegrenzt Speisen und 
Getränke konsumieren durfte. Mit diesem 
Urteil stellte sich das FG ausdrücklich gegen 
eine bundeseinheitliche Anweisung des Bun-
desfinanzministeriums an die Finanzämter 
(vgl. Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
vom 14.10.2015, IV C 5 – S 2332/15/100001 
(BStBl. I 2015, 832); Revision zum Bundesfi-
nanzhof: Az. VI R 31/18.  

Absagen von Kollegen anlässlich einer Betriebsfeier

Schuldzinsen, die durch den Erwerb einer Im-
mobilie veranlasst sind, sind nach Veräuße-
rung der Immobilie nicht mehr als nachträg-
liche Werbungskosten bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung abzugsfä-
hig, wenn der Kaufpreis dem Erwerber gegen 
Ratenzahlung verzinslich gestundet wird 
und deshalb nicht zur Schuldentilgung zur 
Verfügung steht, so die Entscheidung des FG 
Düsseldorf vom 10.7.2018 – 10 K 1911/17 F.

Im Streitfall hatte eine GbR im Jahr 2001 
ein fremdfinanziertes Vermietungsobjekt für 
550.000 DM erworben und 2014 für 280.000 
Euro veräußert. Der Kaufpreis wurde dem 
Erwerber gestundet und mit 6% jährlich 
verzinst. In 2015 erklärte die GbR keine 
Einnahmen mehr, jedoch Werbungskosten – 
darunter auch 3.694 Euro Schuldzinsen aus 
dem ursprünglichen Darlehen. Das Finanz-
amt erkannte nur 236 Euro als Werbungs-
kosten an und vertrat die Auffassung, dass 

ein nachträglicher Werbungskostenabzug 
für die Schuldzinsen nur in Betracht komme, 
soweit der Veräußerungserlös nicht zur Til-
gung der Darlehen ausreiche. 

Das Finanzgericht hat die Klage abgewiesen 
und die Auffassung des Finanzamtes bestä-
tigt. Schafft der Steuerpflichtige eine neue 
Einkunftsquelle an, besteht der Zusammen-
hang (ggf. anteilig in Höhe des verwendeten 
Erlöses) am neuen Objekt fort. Wird keine 
anderweitige Einkunftsquelle angeschafft, 
kommt es darauf an, ob der Verkaufserlös 
ausreicht, um das Darlehen abzulösen. Dies 
gilt auch, wenn der Veräußerungserlös zur 
Erzielung von Kapitaleinnahmen verwendet 
wird. Selbst die länger als ein Jahr dauern-
de unentgeltliche Stundung des Veräuße-
rungserlöses führt zu einer Umwidmung der 
mit dem veräußerten Objekt zusammen-
hängenden Schuldzinsen (BFH, Urteil vom 
1.1.1996 – VIII R 68/94).  

R
Tatsächliche  

Teilnehmerzahl

Kein Vorteil  
durch die Absage  

der Kollegen

Im Widerspruch  
zum BMF

Schuldentilgung: 
Vorrang vor  

Kaufpreisstundung

Schuldzinsenabzug 
nur, wenn Erlös zur 

Darlehenstilgung 
nicht ausreicht
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Komponenten einer 
Biogasanlage

Technischer  
Verschleiß

Nutzungsdauer  
von 10 Jahren

Pachteinnahmen als 
sonstige Einkünfte

Keine Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb oder 
Kapitalvermögen

Abzug von Verlusten nach gescheiterter  
Verpachtung eines BlockheizkraftwerksR

Das Finanzgericht Münster (FG) hat sich in 
seinem Urteil vom 28.6.2018  – 6 K 845/15 
G, F mit der Frage der Nutzungsdauer einer 
Biogasanlage auseinandergesetzt. Die Klä-
gerin ging bei einer im Jahr 2011 fertigge-
stellten und im selben Jahr auch in Betrieb 
genommenen Biogasanlage von einer Nut-
zungsdauer von 8 bis 20 Jahren – je nach Be-
standteil der Biogasanlage – aus. Im Rahmen 
einer Betriebsprüfung waren die Betriebsprü-
fer der Auffassung, dass die Biogasanlage in 
den Gewinnermittlungen der Klägerin für die 
Streitjahre unzutreffend abgeschrieben wor-
den sei. Grundsätzlich seien für die Berech-
nungen der AfA-Beträge (Absetzung für Ab-
schreibung) die amtlichen AfA-Tabellen der 
Finanzverwaltung maßgebend. Danach be-
trage die betriebsgewöhnliche Nutzungsdau-
er aller im Zusammenhang mit der Biogas-
anlage genutzten Wirtschaftsgüter jeweils 
16 Jahre. Die Klägerin wehrte sich gegen die 
infolgedessen geänderten Steuerbescheide. 

Das FG kam zu dem Ergebnis, dass das Fi-
nanzamt zu Unrecht davon ausgegangen sei, 
dass die Komponenten, aus denen die Bio-
gasanlage der Klägerin zusammengesetzt ist, 
einheitlich über 16 Jahre abzuschreiben sind.

Bei einer Biogasanlage handele es sich um 
ein Wirtschaftsgut im Sinne einer nicht teil-
baren Einheit, das aus mehreren unselbstän-
digen Komponenten zusammengesetzt sei. 
Die Nutzungsdauer wird bestimmt durch den 
technischen Verschleiß, die wirtschaftliche 
Entwertung sowie rechtliche Gegebenhei-
ten, welche die Nutzungsdauer eines Gegen-
stands begrenzen können. Die technische 
Nutzungsdauer umfasst den Zeitraum, in dem 
sich das Wirtschaftsgut technisch verbraucht.   
Aufgrund der schnellen technischen Entwick-
lung von Biogasanlagen konnte lediglich von 
einer Nutzungsdauer von 10 Jahren ausge-
gangen werden (Nichtzulassungsbeschwer-
de unter Az. IV B 50/18).  

Abschreibung einer Biogasanlage –  
AfA-Tabelle der Finanzverwaltung

Im Urteil vom 24.7.2018 – 6 K 1754/18 hat 
das Finanzgericht München (FG) entschie-
den, dass Aufwendungen im Rahmen eines 
Schneeballsystems aus einem nicht realisier-
ten Ankauf eines Blockheizkraftwerks, das 
verpachtet werden sollte, als sonstige Ein-
künfte gemäß § 22 Nr. 3 Einkommensteuer-
gesetz (EStG) zu werten sind.

Die mehrere inländische und ausländische 
Körperschaften umfassende „X Gruppe“ bot 
im Jahr 2010 Kapitalanlegern die Investition 
in Blockheizkraftwerke an. Das sogenannte 
„Verwaltungsvertragsmodell“ sah vor, dass 
die Anleger von einer Firma der X Gruppe 
ein Blockheizkraftwerk kaufen, eine weite-
re Firma der X Gruppe einen Stellplatz zur 
Verfügung stellt und auf diesem Stellplatz 
das Blockheizkraftwerk nach Abschluss ei-
nes Verwaltungs- und Servicevertrags für 
die Kapitalanleger betreibt. Das „Verpach-
tungsmodell“ sah ebenfalls den Kauf eines 

Blockheizkraftwerks durch den Investor vor. 
Anschließend sollte ein Pachtvertrag mit ei-
ner anderen Firma der X Gruppe geschlos-
sen werden. Die X Gruppe fand eine große 
Anzahl von Investoren, lieferte die verkauf-
ten Blockheizkraftwerke tatsächlich aber 
nicht. Vielmehr betrieben die Hintermänner 
der Körperschaften betrügerisch eine Art 
Schneeballsystem.

Das FG hat nun entschieden, dass der (gut-
gläubige) Kläger die erhaltenen „Pachtein-
nahmen” sowie Aufwendungen aus dem 
fehlgeschlagenen Ankauf des Blockheiz-
kraftwerks nicht im Rahmen der Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb oder aus Kapitalver-
mögen, sondern im Rahmen der sonstigen 
Einkünfte nach § 22 Nr. 3 EStG zu erfassen 
habe. Der Pachtvertrag sah keine weiteren 
besonderen Tätigkeiten des Klägers neben 
der Überlassung des Blockheizkraftwerks 
vor.  
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